Vorhaben: Prifstand fur Schweildrauchabscheider inkl. Schweil3raucherzeugungseinheit
(26_EU_033), Version 1

C. Vertrag

zwischen
Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung e.V. (DGUV)

Glinkastraf3e 40, 10117 Berlin

vertreten durch den Hauptgeschaftsfuhrer, Herrn Dr. Stephan Fasshauer, dieser wiederum
vertreten durch den Leiter des Instituts fur Arbeitsschutz der DGUV (IFA), Herrn Prof. Dr.
Rolf Ellegast,

— nachfolgend ,Auftraggeber” oder ,AG* genannt —

und

[...]

vertreten durch [...]
— nachfolgend ,Auftragnehmer* oder ,AN" genannt —

— nachfolgend gemeinsam auch ,Parteien” genannt —
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§1 Vertragsgegenstand

Gegenstand dieses Vertrages ist die Entwicklung und Konstruktion sowie Fertigung und Inbe-
triebnahme eines Prifstandes fir Schweildrauchabscheider inkl. Schweil3raucherzeugungs-
einheit zur Durchfiihrung von Abscheidegradmessungen gemaf der Norm DIN EN I1SO 21904-
2:2020-06: Arbeits- und Gesundheitsschutz beim Schweil3en und bei verwandten Verfahren -
Einrichtungen zum Erfassen und Abscheiden von SchweifRrauch - Teil 2: Anforderungen an
Prifung und Kennzeichnung des Abscheidegrades (ISO 21904-2:2020); Deutsche Fassung
EN ISO 21904-2:2020. Dabei sind alle Projektphasen von der Konzeptionierung tber die Fer-
tigung bis hin zur Inbetriebnahme / Endabnahme zu erbringen.

Die Beauftragung der Leistungen erfolgt stufenweise in den folgenden Stufen:
— 1. Stufe: Entwicklung und Konstruktion einer Schweil3raucherzeugungseinheit
— 2. Stufe: Fertigung und Inbetriebnahme der Schweil3raucherzeugungseinheit (Option)

— 3. Stufe: Entwicklung und Konstruktion des Schweil3rauchabscheider-Prifstands mit In-
tegration der Schweildraucherzeugungseinheit (Option)

— 4. Stufe: Fertigung und Inbetriebnahme des Prifstandes (Option)
— 5. Stufe: Optimierungs- und Anpassungsleistungen inkl. Support und Wartung (Option)

Details regeln die Leistungsbeschreibung und die sonstigen Vergabeunterlagen.

§ 2 Vertragsbestandteile

(1) Vertragsbestandteile sind:
a) die Regelungen dieses Vertrages

b) die Leistungsbeschreibung des AG in der zuletzt verédffentlichten Fassung
(Anlage 1)

c) die Ubersicht in der letzten veréffentlichten Version (B1)

d) ggof. der beantwortete Fragenkatalog in der zuletzt verdffentlichten Fassung
(Anlage 2)

e) das im Zuschlagsschreiben benannte Angebot des AN, insbesondere das Preis-
blatt (Anlage 3)

f) die Allgemeinen Vertragsbedingungen Uber die Ausfihrung von Leistungen
(VOL/B) in der bei Vertragsschluss geltenden Fassung.

(2) Bei Widersprichen gelten diese Vertragsbestandteile in vorstehender Reihenfolge. All-
gemeine Geschaftsbedingungen des Auftragnehmers gelten nicht.
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§ 3 Optionale Leistungen

(1) Beiden Leistungen der Stufen 2 bis 5 (Ziff. Il der Leistungsbeschreibung) handelt es sich
um optionale Leistungen.

(2) Vor Beginn der Stufen 2 und 4 (Ziff. Il der Leistungsbeschreibung) hat der AN dem AG
auf Grundlage des vereinbarten Leistungsumfangs einen Kostenvoranschlag fur die jeweilige
Leistungsstufe vorzulegen. Der Kostenvoranschlag dient ausschlief3lich der Entscheidung des
Auftraggebers Uber die Beauftragung der nachfolgenden Leistungsstufe. Aus der Vorlage oder
Prifung des Kostenvoranschlags entsteht weder ein Anspruch des Auftragnehmers auf Be-
auftragung der nachsten Leistungsstufe noch eine Verpflichtung des Auftraggebers zur Ab-
nahme der im Kostenvoranschlag ausgewiesenen Leistungen oder Aufwande

(3) Optionale Leistungen missen durch den AG gesondert beauftragt werden. Die Beauf-
tragung erfolgt mindestens in Textform (E-Mail ausreichend).

(4) Die Beauftragung der Optimierungs- und Anpassungsleistungen inkl. Support und War-
tung (Stufe 5) kann maximal in einem Zeitraum von 6 Monaten nach vollstandiger Leistungs-
erbringung der Stufe 4 erfolgen. Die Gesamtbeauftragung optionaler Leistungen innerhalb die-
ser Stufe ist auf 200 Stunden begrenzt.

(5) Der AN ist verpflichtet, die Leistung zu erbringen, wenn der AG diese abruft. Der AN hat
keinen Anspruch auf Beauftragung.

(6) Bei der Beauftragung optionaler Leistungen werden keine Anderungen an den Bedin-
gungen dieses Vertrages vorgenommen. Insbesondere ist der AN an seine angebotenen
Preise gebunden.

(7) Beauftragungen optionaler Leistungen, die vor Ende der Vertragslaufzeit erfolgen, sind
in jedem Fall auszufihren.

§ 4 Rechte und Pflichten des AN

(1) Der AN ist verpflichtet, dem AG flir den Fall einer Neuvergabe der vertragsgegenstand-
lichen Leistungen alle hierfiir erforderlichen Informationen zur Verfiigung zu stellen. Ebenso
ist der AN verpflichtet, im Fall eines Wechsels des Vertragspartners alle zur Leistungserbrin-
gung erforderlichen Informationen an den neuen AN zu Ubergeben.

(2) Die ubrigen Rechte und Pflichten ergeben sich aus den sonstigen Regelungen dieses
Vertragstextes inkl. aller Vertragsbestandteile.

§ 5 Rechte und Pflichten des AG

(1) Der AG hat dem AN zur Durchfiihrung seiner Leistung die vorhandenen Einrichtungen,
Versorgungsanschliisse und Betriebsstoffe (z.B. Strom, Wasser) kostenlos zur Verfiigung zu
stellen und Zutritt zu den Anlagen und Versorgungsanschliissen zu verschaffen.
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(2) Der AG stellt keine Arbeitskréafte.

§ 6 Umfang der Leistung und Ausfiihrung

(1) Die Leistungen der Stufe 1 (Ziff. Il der Leistungsbeschreibung) werden mit Zuschlagser-
teilung fest beauftragt.

(2) Der AN erbringt die vertragsgegenstandlichen Leistungen mit grétmdglicher Sorgfalt,
Zuverlassigkeit und Gewissenhaftigkeit nach dem jeweils neuesten Stand bewdahrter Technik.
Er bertcksichtigt nach Absprache und sofern im Einzelfall sinnvoll allgemeine Verfahrensvor-
schriften sowie gegebenenfalls spezifische Bestimmungen, Methoden und Anwendungsprak-
tiken des AG.

(3) Die Leistung ist frei von Rechten Dritter und einschlieflich aller Nutzungs-, Vervielfalti-
gungs-, Verwertungs- und Bearbeitungsrechte, die fiir die definierte oder, falls keine Definition
erfolgte, fur die Ublicherweise zu erwartende Nutzung erforderlich sind, zu Ubertragen.

(4) Der Leistungsgegenstand hat Uber die Leistungsbeschreibung hinaus alle etwaigen
zwingenden gesetzlichen und behdrdlichen Bestimmungen sowie sdmtliche brancheniblichen
Normen und Richtlinien zu erfiillen. Uber deren Anwendbarkeit hat sich der AN eigenverant-
wortlich zu informieren.

(5) Der AN hat sich tber alle Einzelheiten, die zur Erflllung der vereinbarten Leistung erfor-
derlich sind, in eigener Verantwortung Klarheit zu verschaffen. Unklarheiten, fehlende, unvoll-
standige und / oder verspatete Angaben gehen zu seinen Lasten.

(6) Im Ubrigen wird fur die Leistungsausfiihrung auf § 4 VOL/B verwiesen.

(7) Vertragssprache ist deutsch. Dies gilt auch fur die unter diesem Vertrag geschuldeten
Leistungen.

§ 7 Ausfihrungsfrist

(1) Samtliche geschuldete Leistungen sind innerhalb der in der Leistungsbeschreibung fest-
gelegten, wahrend der Vertragsdurchfiihrung zwischen den Parteien verbindlich und in Text-
form vereinbarten Fristen zu erbringen.

(2) Die Einhaltung der Ausfuhrungsfrist(en) ist wesentlich flr die Vertragserfullung.

(3) Nicht zu vertretende Behinderungen gemaf 8 5 Nr. 2 Abs. 1 VOL/B berechtigen den AG,
den Vertrag mit sofortiger Wirkung zu kiindigen oder ganz oder teilweise von ihm zurtickzutre-
ten, wenn zuvor eine angemessene Verlangerung der Ausfiihrungsfrist erfolgte. In Abwei-
chung zu 8 5 Nr. 2 Abs. 2 VOL/B gilt als vereinbart, dass eine solche Verlangerung der Aus-
fuhrungsfrist um héchstens sechs (6) Wochen ab Zugang der Mitteilung aus 8 5 Nr. 1 VOL/B
gewahrt wird. Dem AG steht es frei, kiirzere Verlangerungsfristen vorzugeben.
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§ 8 Abnahme

Die Parteien vereinbaren eine ausdrickliche Abnahme durch den AG. Die Abnahme erfolgt in
Textform (E-Mail ausreichend). Teilabnahmen finden nicht statt. Insbesondere sind (muandli-
che) Bestatigungen einzelner Arbeitsschritte keine Abnahmen im Rechtssinne.

§ 9 Materialkosten

(1) Fadr die zur Leistungserbringung erforderlichen Materialien stellt der AG ein Material-
budget in HOhe von insgesamt 162.500 EUR netto zur Verfiigung.

(2) Die Vergitung der Materialkosten erfolgt ausschlie3lich auf Basis der tatsdchlichen und
nachgewiesenen Einkaufspreise des AN.

(3) Aufdie Einkaufspreise dirfen keine Aufschlage, Gemeinkostenzuschlage, Handlingkos-
ten, Beschaffungskosten, Gewinnzuschlage oder sonstige Zuschlage erhoben werden.

(4) Der AN hat die angefallenen Materialkosten durch geeignete Belege (insbesondere
Rechnungen der Lieferanten) nachzuweisen.

(5) Der AN ist zweimalig innerhalb einer Stufe dazu berechtigt, dem AG die bislang ange-
fallenden Materialkosten bereits vor Abschluss der jeweiligen Stufe in Rechnung zu stellen.

(6) Die Erstattung der Materialkosten ist auf den Betrag von 162.500 EUR netto begrenzt.
Dieser Betrag stellt die Hochstgrenze der vergltungsfahigen Materialkosten dar.

(7) Der AN ist verpflichtet, den AG Uber das Erreichen von Materialkosten in Hohe von 80
% der Hochstgrenze mindestens in Textform (E-Mail ausreichend) zu informieren. Die Parteien
sind spatestens zu diesem Zeitpunkt verpflichtet hinsichtlich der verbleibenden Materialkosten
eine Regelung zu finden, um das Projekt kostensparend zu realisieren.

(8) Eine Uberschreitung der Hochstgrenze bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung
des AG. Ohne eine solche Zustimmung besteht kein Anspruch auf Vergltung der die Hochst-
grenze Uberschreitenden Materialkosten.

§ 10 Vergitung und Rechnungsstellung

(1) Die Vergutung erfolgt nach tatsachlichem Aufwand auf Grundlage der im Preisblatt an-
gegebenen Brutto-Preise.

(2) Die im Preisblatt fur die einzelnen Leistungsschritte ausgewiesenen Zeitaufwénde stel-
len unverbindliche Schatzmengen fir die Angebotswertung und die Kalkulation dar. Ein An-
spruch des Auftragnehmers auf Vergitung der dort angegebenen Stundenmengen besteht
nicht. Eine Abnahmeverpflichtung des AG hinsichtlich dieser Stundenmengen besteht eben-
falls nicht. Vergitet werden ausschlief3lich die tatsachlich zur vertragsgemafen Leistungser-
bringung erforderlichen und nachgewiesenen Stunden zu den vereinbarten Stundensatzen.
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(3) Nachforderungen des AN wegen eines unzutreffenden Umsatzsteuersatzes sind ausge-
schlossen.

(4) Der AN ist berechtigt, nach vollstandiger Leistungserbringung der jeweiligen Stufe eine
Rechnung zu stellen.

(5) Die Rechnungsstellung erfolgt Gber das E-Rechnungsportal des AG, welches unter
https://uv.flow.tiekinetix.net sowie unter Verwendung der Leitweg-ID 993-8005699900-17 ab-
rufbar ist. In diesem Portal kénnen Rechnungen im einheitlichen Format (gepriiftes X-Rech-
nungsformat) erstellt, vorhandene Rechnungen hochgeladen sowie per E-Mail an uv-erech-
nung@tiekinetix.net oder Uber Peppol eingereicht werden. Als Rechnungsanschrift ist fol-
gende Anschrift des AG anzugeben: Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung e.V. (DGUV)
REB, Alte Heerstral3e 111, 53757 Sankt Augustin. Die SAP-Bestell- bzw. Kontraktnummer, die
dem AN mitgeteilt wurde, ist in jeder Rechnung anzugeben. Im Ausnahmefall kénnen Rech-
nungen alternativ auch im Pdf-Format an eingangsrechnung@dguv.de Gbermittelt werden. Als
Rechnungsanschrift ist folgende Anschrift des AG anzugeben: Deutsche Gesetzliche Unfall-
versicherung e.V. (DGUV) REB, Alte Heerstral3e 111, 53757 Sankt Augustin.

(6) Rechnungsbetrage sind innerhalb von 30 Tagen nach Vorlage einer priuffahigen Rech-
nung bargeldlos auf ein vom AN anzugebendes Konto zu Uberweisen. Die Zahlungsfrist gilt
als gewahrt, wenn der AG sein Kreditinstitut angewiesen hat, den Rechnungsbetrag zu tiber-
weisen.

(7) Im Falle einer Bietergemeinschaft werden Zahlungen mit befreiender Wirkung fir den
AG an den fur die Ausfihrung des Vertrages bevollmachtigten Vertreter der Bietergemein-
schaft oder nach dessen schriftlicher Weisung bezahlt. Dies gilt auch nach Auflésung der Bie-
tergemeinschatft.

(8) Im Fall von Riickforderungen des AG aus Uberzahlungen und ggf. Zahlungsverpflich-
tungen des AN aus Verzug kann sich der AN nicht auf den Wegfall der Bereicherung berufen,
vgl. 88 812 ff., 818 Abs. 3 BGB. Im Falle der Uberzahlung hat der AN den Uberzahlten Betrag
Zu erstatten. Leistet er innerhalb von 30 Kalendertagen nach Zugang des Rickforderungs-
schreibens nicht, befindet er sich ab diesem Zeitpunkt mit seiner Zahlungsverpflichtung in Ver-
zug und hat Verzugszinsen in Hohe von 9 v.H. Gber dem Basiszinssatz des § 247 BGB zu
zahlen.

(9) Die Abtretung von Forderungen an Dritte ist nur mit vorheriger ausdricklicher Zustim-
mung des AG in Textform statthaft.

(10) Reisen nach Sankt Augustin sind nach den jeweiligen Projekterfordernissen und in Ab-
stimmung mit dem AG durchzufiihren. Der AN erhéalt pro An- und Abreise nach Sankt Augustin
die im Rahmen der Vergabe angebotene Pauschale inklusive Nebenkosten (gemal Preis-
blatt).

§ 11 Personal

(1) Der AN verpflichtet sich, nur zuverlassige und qualifizierte Personen fir die Leistungs-
erbringung einzusetzen, die gemanR den Festlegungen in den Vergabeunterlagen qualifiziert
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sind oder, falls eine Festlegung nicht erfolgte, deren Qualifizierung erwarten lasst, dass sie die
Leistung einwandfrei erbringen werden. Sofern im Eignungsbogen das fir die Leistungserbrin-
gung vorgesehene Personal anzugeben ist, ist der AN verpflichtet, dieses Personal oder je-
denfalls gleichwertiges Personal mit mindestens der angegebenen Eignung flr die Vertrags-
durchflihrung einzusetzen.

(2) Ein Austausch des verantwortlichen Personals darf nur mit mindestens gleich qualifizier-
ten Personen erfolgen. Der Austausch des verantwortlichen Personals gemalf3 den Festset-
zungen der Vergabeunterlagen ist dem AG im Vorfeld anzuzeigen. Die Ersatzperson kann bei
Vorliegen eines wichtigen Grundes abgelehnt werden.

(3) Im Falle eines Wechsels des verantwortlichen Personals hat der AN die Pflicht, den
neuen Mitarbeiter auf seine Kosten einzuarbeiten.

§ 12 Ubertragung der Leistung auf Dritte

Eine Ubertragung der Leistung ganz oder in Teilen auf Dritte nach der Zuschlagserteilung ist
nur mit vorherigem schriftlichem Einverstandnis des AG in Textform zulassig. Der AG behélt
sich vor, die Zuverlassigkeit und Eignung des Unterauftragnehmers entsprechend der Eignung
des AN zu Uberprifen. Der AG stimmt der Beauftragung von geeigneten (insbesondere zuver-
lassigen) Unterauftragnehmern zu, sofern nicht im Einzelfall besondere Umstande gegen die
konkrete Unterbeauftragung sprechen. Ein Anspruch auf Erteilung einer solchen Zustimmung
besteht jedoch nicht.

§ 13 Leistungsanderungen, Zusatzauftrage

(1) Der AN steht dem AG grundsatzlich fur weitere zusatzliche Auftrage zur Verfligung, die
nicht von 8§ 1 dieses Vertrages i.V.m. der Leistungsbeschreibung erfasst werden, soweit sein
Betrieb hierauf eingerichtet ist und es sich um eine nach § 132 GWB zulassige Auftragsande-
rung handelt.

(2) Zusatzliche Leistungen werden nach Stundensétzen abgerechnet.

(3) Der AN legt dem AG vor Ausfiihrung der geanderten bzw. zusatzlichen Leistung ein
schriftliches Nachtragsangebot vor. Ohne schriftliche Bestatigung des Nachtragsangebots
durch den AG erfolgt eine gesonderte Vergitung von Zusatzleistungen nicht.

§ 14 Haftung und Versicherung

(1) Far Pflichtverletzungen des AN gelten die Regelungen aus § 7 VOL/B.

(2) Der AN ubernimmt die volle Gewahr dafiir, dass die von ihm angebotene Ware frei von
jeglichen Mangeln ist und den Vorgaben des Produktsicherheitsgesetzes vollumfanglich ent-
spricht.
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(3) Der AN hat wahrend der Laufzeit des Vertrages eine Haftpflichtversicherung abzuschlie-
Ren und aufrechtzuerhalten, die seine Haftung und alle brancheniblichen Risiken abdeckt.
Dies umfasst insbesondere eine Betriebs- bzw. Berufshaftpflichtversicherung. Die Deckungs-
summe betragt mindestens die in Ziffer 5. des Eignungsbogens genannten Summen.

(4) Der AN ist verpflichtet, sdmtliche Lohnnebenkosten ordnungsgeman abzufihren. Auf
Verlangen des AG ist die Anmeldung der vom AN eingesetzten Arbeitskrafte zu allen Zweigen
der sozialen Sicherheit, die nach dem auf die Beschaftigungsverhéaltnisse der Arbeitnehmer
anzuwendenden Recht zu entrichten sind, nachzuweisen.

§ 15 Mangelanspriche

(1) Die Parteien vereinbaren fiur die Verjghrung von Mangelanspriichen eine Frist von
24 Monaten. Die Frist beginnt mit der Abnahme. Im Ubrigen gelten die Regelungen aus § 14
VOL/B.

2) Die Gewabhrleistung richtet sich nach den gesetzlichen Vorschriften Giber den Werkver-
trag geman 88 631 ff. BGB. Diese bleiben unberihrt.

§ 16 Regelungen zum Mindestlohngesetz

(1) Der AN sichert dem AG zu,

a) den gesetzlich geforderten Mindestlohn in der jeweiligen aktuellen gesetzlich ge-
forderten Hohe oder — falls fir die betreffende Branche ein verbindlicher Tariflohn (z. B.
allgemeinverbindlicher Tarifvertrag oder tarifvertraglich festgesetzter Branchenmindest-
lohn gem. § 1 Abs. 3 MiLoG) gilt — mindestens diesen verbindlichen Tariflohn rechtzeitig
zu bezahlen.

b) keinen Unterauftragnehmer einzusetzen, der den gesetzlichen Mindestlohn oder
verbindlichen Tariflohn nicht oder nicht rechtzeitig bezahlt,

c) dass weder er noch einer seiner Unterauftragnehmer einen Verleiher (Zeitarbeits-
unternehmen) beauftragt, der diesen gesetzlichen Mindestlohn oder verbindlichen Tarif-
lohn nicht oder nicht rechtzeitig bezabhilt,

d) dass weder fir ihn noch fur einen seiner Unterauftragnehmer Ausschlussgriinde
im Sinne des § 19 Abs. 1 MiLoG von der Vergabe o6ffentlicher Auftrage vorliegen.

(2) Der AN verpflichtet sich, dem AG jederzeit auf Verlangen aktuelle Nachweise (z.B. Stun-
dennachweise, anonymisierte Lohnabrechnungen, Mitarbeiterlisten) tber die Zahlung des
Mindestlohns bzw. — soweit einschlagig — des verbindlichen Tariflohns von ihm und seinen
Unterauftragnehmern unverziglich vorzulegen.

(3) Der AN wird den AG unverziglich tber die Inanspruchnahme durch Dritte oder die Ein-
leitung von BuRgeldverfahren wegen Verstol3es gegen das Mindestlohngesetz oder gegen
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einen verbindlichen Tariflohn gegen sich oder gegen einen von ihm im Zusammenhang mit
diesem Vertragsverhaltnis eingesetzten Unterauftragnehmer und / oder Verleiher unterrichten.

(4) Der AN verpflichtet sich, die Einhaltung der vorgenannten Verpflichtungen auch seitens
der von ihm im Zusammenhang mit diesem Vertragsverhéltnis eingesetzten Unterauftragneh-
mer und / oder Verleiher sicherzustellen.

(5) Der AN wird den AG von jeglichen Anspriichen Dritter oder behérdlichen Bul3geldern,
die auf VerstdlRen gegen das Mindestlohngesetz oder gegen einen verbindlichen Tariflohn
durch den AN, durch einen seiner Unterauftragnehmer und / oder einen vom AN oder dessen
Unterauftragnehmer beauftragten Verleiher (Zeitarbeitsunternehmen) beruhen, freistellen.

(6) Im Falle der Nichteinhaltung vorstehender Pflichten ist der AG berechtigt, fallige Zahlun-
gen an den AN einzubehalten, bis diese Pflichten erfillt sind.

(7) Sollte der AN gegen die vorstehenden Verpflichtungen verstof3en, ist der AG ungeachtet
weitergehender Rechte befugt, ihm eine angemessene Frist zur Erfillung der betreffenden
Verpflichtungen zu setzen und nach fruchtlosem Fristablauf den Vertrag zu kiindigen.

(8) Beischuldhaftem Verstol3 gegen diese Verpflichtungen ist der AG zur aul3erordentlichen
Kindigung mit sofortiger Wirkung berechtigt.

§ 17 Vertraulichkeit, Datenschutz

(1) Bei der gesamten Datenhaltung und beim Ubertragen der Daten von dem AG und des-
sen Mitgliedern und Einrichtungen an den AN werden die Bestimmungen des Datenschutzes
gewahrleistet.

(2) Der AN verpflichtet sich zur unbedingten Verschwiegenheit und Geheimhaltung aller
Vorgange / Informationen, die ihm im Rahmen oder bei Gelegenheit der Abwicklung dieses
Vertrages zur Kenntnis kommen. Er versichert, alle im Rahmen des Vertragsverhaltnisses von
dem AG und weiteren Parteien zur Verfligung gestellten Unterlagen, Daten oder anderweitige
Informationen streng vertraulich zu behandeln, Dritten gegentber — auch Uber die Dauer des
Vertrages hinaus — vertraulich zu behandeln, Dritten nicht zuganglich zu machen und vor dem
Zugriff Dritter zu schitzen.

(3) Der AN verpflichtet sich, nur denjenigen Mitarbeitern (einschlie3lich der freien Mitarbei-
ter) und / oder Dritten (bspw. Nachunternehmer) die vertraulichen Informationen offen zu le-
gen, die diese fir die Durchfihrung dieses Vertrags kennen missen.

(4) Der AN verpflichtet sich ferner, die Geheimhaltungspflicht sdmtlichen Mitarbeitern / An-
gestellten und / oder Dritten, die Zugang zu den vorbezeichneten Vorgéngen / Informationen
haben, aufzuerlegen und seine Mitarbeiter auch fur die Zeit nach ihrem Ausscheiden in ar-
beitsrechtlich zulassigem Umfang zur Geheimhaltung zu verpflichten.
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(5) Die Geheimhaltungspflicht nach Abs. 2 gilt nicht flr Informationen, soweit die betreffen-
den Informationen nachweislich,

a) dem AN bei Abschluss des Vertrags nachweislich bereits bekannt waren oder da-
nach von dritter Seite bekannt werden, ohne dass dadurch eine vertragliche Vereinba-
rung, gesetzliche Vorschriften oder behdérdliche Anordnungen verletzt werden;

b)  bei Abschluss des Vertrags 6ffentlich bekannt sind oder danach 6ffentlich bekannt
gemacht werden, soweit dies nicht auf einer Verletzung dieses Vertrags beruht;

c)  durch den AG ausdrticklich schriftlich zur Weitergabe freigegeben wurden;

d) vom AN selbst ohne Zugang zu den vertraulichen Informationen des AG entwickelt
wurden,

e) aufgrund gesetzlicher Verpflichtungen oder auf Anordnung eines Gerichts oder
Behorde offengelegt werden missen. Soweit zuléassig und maoglich, wird der AN den AG
hiertiber so frih wie mdglich informieren und ihm Gelegenheit geben, gegen die Pflicht
zur Offenlegung vorzugehen.

(6) Werden dem AN vertrauliche Informationen von dritter Seite bekannt gemacht, hat er
den AG hieriiber unverziiglich schriftlich zu benachrichtigen.

§ 18 Kiundigung und Antikorruptionsklausel

(1) Die Vertragsparteien erklaren ihren festen Willen, jeglicher Form von Korruption entge-
genzuwirken. Sie verpflichten sich, alle erforderlichen Mal3hahmen zur Vermeidung von Kor-
ruption und anderer wirtschaftskrimineller Handlungen zu ergreifen.

(2) Ausschlussgrinde im Sinne des 8§ 123 Abs. 4 Nr. 1 Gesetz gegen Wettbewerbsbe-
schrankungen (GWB) und des 8 124 Abs. 1 Nr. 3, 8 GWB berechtigen den AG zur Kiindigung
des Vertrages aus wichtigem Grund.

(3) Eine Kindigung des Vertrages durch den AG kann daher erfolgen, wenn

a) durch eine rechtskraftige Gerichts- oder bestandskraftige Verwaltungsentschei-
dung festgestellt wurde, dass der AN seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern,
Abgaben oder Beitragen zur Sozialversicherung nicht nachgekommen ist.

b)  der ANim Rahmen der beruflichen Tatigkeit nachweislich eine schwere Verfehlung
begangen hat, durch die die Integritdt des AN infrage gestellt wird. Dabei ist das Verhal-
ten einer rechtskraftig verurteilten Person dem AN zuzurechnen, wenn diese Person als
fir die Leitung des AN Verantwortlicher gehandelt hat; dazu gehért auch die Uberwa-
chung der Geschaftsfihrung oder die sonstige Austibung von Kontrollbefugnissen in lei-
tender Stellung.

c) der AN in Bezug auf Ausschlussgriinde oder Eignungskriterien eine schwerwie-
gende Tauschung begangen oder Ausklnfte zurtickgehalten hat oder nicht in der Lage
ist, die erforderlichen Nachweise zu Gbermitteln.
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(4) Ein Recht zur Kiindigung aus wichtigem Grund besteht auch bei Abgabe von Angeboten,
die auf wettbewerbsbeschrankenden Absprachen im Sinne von § 298 StGB beruhen, bei Be-
teiligung an unzulassigen Wettbewerbsbeschréankungen im Sinne GWB, insbesondere eine
Vereinbarung mit Dritten Uber die Abgabe oder Nichtabgabe von Angeboten, tber zu for-
dernde Preise, Uber die Entrichtung einer Ausfallentschadigung (Gewinnbeteiligung oder
sonstige Abgaben) und Uber die Festlegung von Preisempfehlungen.

(5) Die Mdoglichkeit der Kiindigung des Vertrages nach § 133 GWB und sonstigen vertragli-
chen und / oder gesetzlichen Kundigungsrechten bleiben unberuhrt.

(6) Der AN hat dem AG alle Schaden zu ersetzen, die dem AG unmittelbar oder mittelbar
durch die Kundigung des Vertrages entstehen. Sofern der AG keinen héheren Schaden nach-
weist, hat der AN an den AG eine Schadensersatzpauschale in Hohe von 5 % der Brutto-
Auftragssumme dieses Vertrages zu bezahlen. Dem AN bleibt der Nachweis vorbehalten, dass
der Schaden tatsachlich niedriger ist. Erbringt der AN diesen Nachweis, so braucht er nur den
nachgewiesenen niedrigeren Schaden zu bezahlen.

(7) Liegt ein Ausschlussgrund nach 8§ 124 Abs. 1 Nr. 3 GWB vor, weil der AN nachweislich
eine schwere Verfehlung (Vorteilsgewahrung nach 8§ 333 StGB oder Bestechung nach § 334
StGB) begangen hat, hat der AN an den AG fiir jede Verfehlung eine Vertragsstrafe zu zahlen,
unabhangig davon, ob der AG sein Recht auf Kiindigung des Vertrages ausiibt oder nicht. Die
Hohe der Vertragsstrafe betragt das 50-fache des Wertes der angebotenen oder gewahrten
Geschenke oder sonstigen Vorteile, insgesamt jedoch hdchstens 5 % der Brutto-Auftrags-
summe dieses Vertrages. Weitergehende Schadensersatzanspriche des AG bleiben unbe-
ruhrt. Die Vertragsstrafe wird auf den Schadensersatz angerechnet.

§ 19 Minderung / Aufrechnung / Zuriickbehaltungsrechte

Der AN kann gegenuber den Forderungen des AG aus diesem Vertrag mit einer Gegenforde-
rung nur aufrechnen oder ein Zurlickbehaltungsrecht nur ausiiben, wenn die Forderung unbe-
stritten oder rechtskraftig festgestellt ist.

§ 20 Referenzbenennung

Eine Benennung des AG als Referenz bedarf der vorherigen Zustimmung des AG in Textform.

§ 21 In-Kraft-Treten, Laufzeit und Kindigung

(1) Der Vertrag kommt mit Zuschlagserteilung zustande. Der Vertrag wird mit vollstandiger
Leistungserbringung erfullt.

(2) Die Beauftragung der Optimierungs- und Anpassungsleistungen inkl. Support und War-
tung (Stufe 5) ist optional. Fur den Fall, dass diese Option in Anspruch genommen wird, be-
ginnt die Leistungszeit mit Beauftragung der Stufe 5 und dauert 24 Monate. Der Vertrag ver-
langert sich automatisch bis zu zweimal um jeweils ein weiteres Jahr bis spatestens 48 Monate
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nach Beauftragung der Stufe 5, wenn der AG jeweils nicht spatestens sechs Monate vor Ende
der jeweiligen Laufzeit den Vertrag kindigt. Die Laufzeit des Vertrages endet in jedem Fall
spatestens 48 Monate nach Beauftragung der Stufe 5, ohne dass es hierflrr einer gesonderten
Kindigung bedarf.

(3) Das Recht zur Kiindigung aus wichtigem Grund bleibt unberihrt. Ein wichtiger Grund
besteht beispielsweise in der Verletzung wesentlicher Vertragspflichten sowie in der Einstel-
lung der Leistungen durch den AN. Den Parteien steht ein auf3erordentliches Kiindigungsrecht
aus wichtigem Grund auch dann zu, wenn das Vertrauensverhaltnis zwischen den Parteien
nachhaltig gestort ist.

(4) Eine Kiundigung hat in Textform zu erfolgen.

(5) Sonstige gesetzliche oder vertragliche Anspriiche der Parteien bleiben unberthrt.

§ 22 Anderungsklausel

Fir den Fall, dass der AN vor vollstandiger Leistungserbringung wegen auf3erordentlicher Be-
endigung, Insolvenz oder aus einem anderen Grund ausfallt, behalt sich der AG vor, die ver-
bleibenden Dienstleistungen den Ubrigen Bietern in der Reihenfolge des Ausschreibungser-
gebnisses bis Platz 3 anzutragen.

§ 23 Formerfordernis

Dieser Vertrag regelt die Beziehungen der Parteien hinsichtlich des Vertragsgegenstandes
abschliel3end und ersetzt alle friiheren Absprachen. Mindliche oder schriftliche Nebenabre-
den wurden nicht getroffen. Anderungen und Ergénzungen dieses Vertrages einschlieBlich
seiner Anlagen und einschlief3lich dieser Formabrede bedirfen zu ihrer Wirksamkeit der Text-
form.

§ 24 Salvatorische Klausel

Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam
sein oder werden, so wird dadurch die Gilltigkeit des Vertrages im Ubrigen nicht beriihrt. Die
Parteien vereinbaren fur diesen Fall, eine andere Bestimmung zu treffen, welche der unwirk-
samen Bestimmung dem Sinn und der wirtschaftlichen Bedeutung nach mdglichst nahe-
kommt. Dasselbe gilt fir den Fall einer Regelungsliicke.

§ 25 Gerichtsstand und anwendbares Recht

(1) Esgiltdeutsches Recht unter Ausschluss der Normen, die in eine andere Rechtsordnung
verweisen.
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(2) Sofern eine Gerichtsstandvereinbarung gemaf § 38 ZPO zulassig ist, vereinbaren die

Parteien als ausschlie3lichen Gerichtsstand fur alle Streitigkeiten aus oder in Zusammenhang
mit diesem Vertrag Berlin.

14/ 14



	§ 1 Vertragsgegenstand
	§ 2 Vertragsbestandteile
	§ 3 Optionale Leistungen
	§ 4 Rechte und Pflichten des AN
	§ 5 Rechte und Pflichten des AG
	§ 6 Umfang der Leistung und Ausführung
	§ 7 Ausführungsfrist
	§ 8 Abnahme
	§ 9 Materialkosten
	§ 10 Vergütung und Rechnungsstellung
	§ 11 Personal
	§ 12 Übertragung der Leistung auf Dritte
	§ 13 Leistungsänderungen, Zusatzaufträge
	§ 14 Haftung und Versicherung
	§ 15 Mängelansprüche
	§ 16 Regelungen zum Mindestlohngesetz
	§ 17 Vertraulichkeit, Datenschutz
	§ 18 Kündigung und Antikorruptionsklausel
	§ 19 Minderung / Aufrechnung / Zurückbehaltungsrechte
	§ 20 Referenzbenennung
	§ 21 In-Kraft-Treten, Laufzeit und Kündigung
	§ 22 Änderungsklausel
	§ 23 Formerfordernis
	§ 24 Salvatorische Klausel
	§ 25 Gerichtsstand und anwendbares Recht

